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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Erinnerungskultur und Geschichtspolitik 

Anmerkungen zur historischen Wahrheit und  

Freiheit am 8. Mai 2009 

von Stephan Raabe  

Einführung zur Konferenz „Erinne-
rungskultur und Geschichtspolitik. 
Polen und Deutschland im Jahr 
2009“ veranstaltet vom Zentrum 
für Internationale Zusammenar-
beit, der Konrad-Adenauer-Stiftung 
und der politischen Wochenzeit-
schrift Polityka am 8. Mai 2009 in 
Warschau. 

Heute ist der 8. Mai. Heute vor 60 Jah-
ren hat der Parlamentarischen Rat der 
drei westlichen Besatzungszonen in 
Deutschland, dessen Mitglieder von 
den Landesparlamenten gewählt wor-
den waren, das Grundgesetz, die Ver-
fassung der Bundesrepublik Deutsch-
land beschlossen. In diesem Grundge-
setz hat damals das deutsche Volk, 
soweit es dazu die Freiheit hatte, „im 
Bewusstsein seiner Verantwortung vor 
Gott und den Menschen, von dem Wil-
len beseelt, als gleichberechtigtes Glied 
in einem vereinten Europa dem Frieden 
der Welt zu dienen,“ wie es in der Prä-
ambel heißt, die wesentlichen staatli-
chen Wert- und Systementscheidungen 
festgelegt. Gleich am Anfang dieser 
Verfassung stehen die Grundrechte be-
ginnend mit dem Hinweis auf die Men-
schenwürde jedes Menschen, die unan-
tastbar ist. Damit haben die Verfas-
sungsväter und Verfassungsmütter we-
sentliche Lehren aus der Katastrophe 
der totalitären nationalsozialistischen 
Herrschaft und dem Zweiten Weltkrieg 
gezogen. 

Dieser verhängnisvolle und von 
Deutschland ausgehende Weltkrieg ist 
bekanntlich ebenfalls an einem 8. Mai 

vor nunmehr 64 Jahren, am 8. Mai 
1945 mit der bedingungslosen Kapitu-
lation Deutschlands zu Ende gegangen. 
Deutschland war besiegt, aber zugleich 
auch befreit: befreit von dem national-
sozialistischen Regime, dem so ge-
nannten „Dritten Reich“, das 1000 Jah-
re dauern sollte und in nur 12 Jahren 
ganz unvorstellbare Verbrechen beging 
und die Welt mit einem Eroberungs- 
und Vernichtungskrieg überzog. Für 
diejenigen, die in Europa von Sowjet-
russland „befreit“ wurden, war das 
Kriegsende jedoch nur der Übergang 
von einer Diktatur in eine andere. Sie 
hatten erst ab 1989 die Chance, in 
Freiheit zu leben und eine Demokratie 
aufzubauen bzw. im Falle Deutschlands 
eine Demokratie mitzugestalten. Das 
dürfen wir nicht vergessen oder ver-
schweigen. 

Bundespräsident Richard von Weizsä-
cker sagte 1985 zum 40. Jahrestag des 
Endes des Krieges und der nationalso-
zialistischen Gewaltherrschaft in seiner 
berühmten Rede vor dem Deutschen 
Bundestag:  

„Bei uns in Deutschland ist eine neue 
Generation in die politische Verantwor-
tung hereingewachsen. Die Jungen 
sind nicht verantwortlich für das, was 
damals geschah. Aber sie sind verant-
wortlich für das, was in der Geschichte 
daraus wird. (…)“. Weizsäcker führte 
weiter aus: 

„Wir lernen aus unserer eigenen Ge-
schichte, wozu der Mensch fähig ist. 
Deshalb dürfen wir uns nicht einbilden, 
wir seien nun als Menschen anders und 
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besser geworden. Es gibt keine endgül-
tig errungene moralische Vollkommen-
heit - für niemanden und kein Land! 
Wir haben als Menschen gelernt, wir 
bleiben als Menschen gefährdet. Aber 
wir haben die Kraft, Gefährdungen 
immer von neuem zu überwinden.  

Hitler hat stets damit gearbeitet, Vor-
urteile, Feindschaften und Haß zu 
schüren. Die Bitte an die jungen Men-
schen lautet: Lassen Sie sich nicht hi-
neintreiben in Feindschaft und Haß 
(…). Lernen Sie, miteinander zu leben, 
nicht gegeneinander. Lassen Sie auch 
uns als demokratisch gewählte Politiker 
dies immer wieder beherzigen und ein 
Beispiel geben. Ehren wir die Freiheit. 
Arbeiten wir für den Frieden. Halten wir 
uns an das Recht. Dienen wir unseren 
inneren Maßstäben der Gerechtigkeit. 
Schauen wir am heutigen 8. Mai, so 
gut wir können, der Wahrheit ins Au-
ge.“ Soweit Richard von Weizsäcker. 

Doch was ist diese historische Wahr-
heit, von der auch Prof. Władysław 
Bartoszewski immer wieder betont, sie 
bilde die Grundlage der Beziehungen  
zwischen Deutschland und Polen im 
gemeinsamen Europa, und sie sei die 
notwendige Voraussetzung eines ehrli-
chen Dialoges?  

Kann es angesichts der unterschiedli-
chen individuellen Erinnerungen und 
Belastungen, angesichts der ebenfalls 
unterschiedlichen kollektiven Erinne-
rungskulturen und Geschichtspolitiken 
in Deutschland, in Polen und in Europa 
eine gemeinsame historische Wahrheit 
überhaupt geben?  

Und wie lässt sich eine gemeinsame 
europäische Erinnerungskultur erarbei-
ten, die das Fundament für eine Dar-
stellung der Geschichte in einem Haus 
der Europäischen Geschichte bilden 
könnte? 

Über diese Fragen können wir heute 
mit Experten aus Wissenschaft, Kultur 
und Politik diskutieren.  

Wie schwierig und politisch schädlich 
diese Diskussionen werden können, hat 
der jüngste Streit um die CDU-

Bundestagsabgeordnete und Präsiden-
tin des Bundes der Vertriebenen, Erika 
Steinbach, gezeigt, die einen Sitz im 
Beirat der neuen Bundesstiftung 
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ ein-
nehmen sollte, der nun erst einmal leer 
bleibt, wegen der Ablehnung durch die 
SPD in Deutschland und die polnische 
Regierung. Dass einer der maßgebli-
chen Initiatoren dieses deutschen Ge-
denkprojektes am Ende nicht beteiligt 
sein soll, ist für viele Menschen in 
Deutschland gerade bei den Hauptbe-
troffenen, den Vertriebenen, ganz un-
verständlich. Andererseits wird es in 
Polen weithin sogar als ein Skandal 
verstanden, dass Frau Steinbach im 
Beirat dieses Gedenkprojektes sitzen 
soll. 

So hat die deutsch-polnische Selbst-
vergewisserung im Erinnerungs- und 
Gedenkjahr 2009 also zunächst einmal 
mit einer heftigen Auseinandersetzung 
begonnen, die zu einem handfesten 
diplomatischen Konflikt wurde und in 
Deutschland bei nicht wenigen Men-
schen zur Verärgerung führte.  

Trotz dieses Konfliktes bin ich jedoch 
optimistisch und guter Hoffnung, dass 
wir uns mit dem notwendigen histori-
schen Sachverstand und Unterschei-
dungsvermögen der historischen 
Wahrheit im Sinne einer gemeinsamen 
Sicht der Dinge annähern werden - 
auch angesichts der belastenden Erin-
nerungen, die wir mit uns tragen. 

Ich bin deshalb optimistisch, weil Ge-
schichte ein Teil der Wissenschaft ist. 
Historiker sind Wissenschaftler und ge-
hören zur scientific community. Das 
bedeutet, die Aussagen der Historiker 
sind nicht einfach subjektive Meinun-
gen oder Überzeugungen, sondern sie 
stellen sich unter den Anspruch einer 
gewissen Objektivität. Sie haben den 
Anspruch eben historische Wahrheit zu 
enthalten. Sie müssen nachvollziehbar, 
verifizierbar, vermittelbar, kommuni-
zierbar sein. Historiker verfügen über 
ein professionelles Testverfahren: die 
Überprüfung an den Quellen.  Und die 
Historiker müssen sich mit ihren Er-
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gebnissen, den Geschichten, die sie 
präsentieren, dem kritischen Dialog in 
ihrer scientific community und darüber 
hinaus stellen. Es ist diese regulative 
Idee der Objektivität, die Hoffnung 
macht, dass wir die zunächst natürli-
che, immer schon gegebene Standort-
gebundenheit des Geschichtsverständ-
nisses überwinden und zu einer grenz-
überschreitenden, völkerüberschrei-
tenden gemeinsamen Sicht des Ver-
gangenen kommen können. 

Doch Erinnerung und Erinnerungskultur 
sind mehr als historische Wissenschaft. 
Gerade bei der Erinnerungskultur 
kommt auch dem Staat eine Verant-
wortung zu. Ich meine, der freiheitlich 
demokratische Rechtsstaat sollte auch 
bezüglich der historischen Erinnerung 
für kulturelle Freiheit und Pluralität ein-
treten, statt staatliche Geschichtspoli-
tik zu betreiben.  

Andererseits entwickelt sich aber na-
türlich die Erinnerungskultur nicht in 
einem politikfreien Raum. Sie wird viel-
mehr von politischen Debatten beein-
flusst. Wie Erinnerung präsentiert wird 
und wozu sie präsentiert wird, das 
hängt beides miteinander zusammen. 
Und das gemeinsame Sich-Erinnern 
hängt wiederum mit der Tatsache zu-
sammen, dass wir in einer Gemein-
schaft zusammenleben, in einer natio-
nalstaatlichen und einer europäischen 
Gemeinschaft.  

Insofern sind Erinnerung und Erinne-
rungskultur hoch politisch. Sie sind 
umso mehr politisch, als jede Gegen-
wart dazu neigt, die historische Wahr-
heit neu zu sehen. Historische Wahr-
heit selbst hat eine Geschichte.  

Zudem vergeht Vergangenheit nicht 
einfach. Sie hat ihre Wirkungen, die 
manchmal ganz unverhofft wieder zu 
Tage treten. Was einmal geschehen ist, 
kann nicht ungeschehen gemacht wer-
den und wirkt in die Gegenwart. Gera-
de Menschen, die persönlich unter Un-
recht zu leiden hatten, wollen Genug-
tuung und eine gesellschaftliche Aner-
kennung ihres Leidens. 

Vor diesem Hintergrund macht uns nur 
die Annerkennung dessen, was ge-
schehen ist, ohne die Tatsachen zu fri-
sieren oder zu drapieren, also eine 
nach Objektivität strebende Geschichte 
frei für die Möglichkeit der Zukunft. 
Nur wenn die Geschichte frei ist davon, 
gesellschaftlichen Zwecken, politischen 
Interessen direkt dienen zu müssen, 
kann sie ihre eigentliche Aufgabe, die 
Verfolgung der unverzerrten Wahrheit 
über die Vergangenheit erfüllen. Gera-
de in dieser Freiheit dient Geschichte 
der Gesellschaft.  

Wird sie jedoch geschichtspolitisch 
verzweckt und politisch unter Kuratel 
gestellt, dann wiederholt Geschichte 
nur die sowieso vorhandenen Vorurtei-
le. Sie vergewaltigt nicht nur die Ver-
gangenheit, sondern auch die Zukunft, 
indem sie die jeweilige politische Ge-
genwart zu zementieren versucht. Ge-
schichte verliert darüber am Ende ihre 
Orientierungsmacht. Insofern ist die 
parteiliche Geschichte, eine Geschichte 
unter dem Diktat einer nicht pluralen, 
einer unfreiheitlichen, einer doktrinä-
ren Geschichtspolitik ein politisches 
Schwert, das bald stumpf wird. Diesen 
Zusammenhängen mögen all jene 
nachdenken, die aus politischen Grün-
den so vehement für eine klar definier-
te „nationale Geschichtspolitik“ eintre-
ten.  

Deshalb ist es ungemein wichtig, die 
Debatten um die Geschichte und die 
Erinnerungskultur ohne Scheuklappen 
mit möglichst großen historischen wie 
auch politischen Sachverstand und vor 
allem in aller Freiheit zu führen.  

Das wollen wir heute versuchen.  

 


